
	Aktuelle Urteile und Verwaltungsanweisungen
Grundstücks- und Wohnungswesen


	Die nachfolgende Zusammenstellung von Rechtsprechungen und Verwaltungshinweisen zu speziellen Steuerfragen und ausgewählten Rechtsfragen für die betriebswirtschaftliche Beratungspraxis im Bereich der Immobilienwirtschaft soll eine Arbeitshilfe für die Erstberatung und eine Recherchehilfe für die individuelle gutachterliche Beurteilung im jeweiligen Beratungsfall sein. Die Anordnung erfolgt in zeitlicher Reihenfolge, wobei jeweils die neuesten Quellen hinten stehen. Das bedeutet keine Stellungnahme zur aktuellen Rechtslage oder dass ein neueres Urteil „besser“ oder aktueller ist als ein älteres: Wie jeder Fachmann weiß, kann ein Finanzgerichtsurteil jederzeit durch eine BFH-Rechtsprechung überholt sein und ein BFH-Urteil durch eine Verwaltungsregelung (Nichtanwendungserlass) oder auch durch eine rückwirkende Gesetzesänderung im konkreten Anwendungsfall nicht anwendbar sein. Und bei manchen „Dauerbrennern“ unter den Streitthemen gilt: heute so – morgen so.

	Für Korrekturen, ergänzende Hinweise und Anregungen sind die Autoren dankbar!

	I. Allgemeine Urteile und Verwaltungsanweisungen

	Verwaltungsanweisung
	Bei beschränkter Steuerpflicht liegen ab dem Veranlagungszeitraum 2009 entgegen der isolierenden Betrachtungsweise bei natürlichen Personen, die im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit Einkünfte aus der Vermietung und Verpachtung oder der Veräußerung von inländischen unbeweglichen Vermögen, von Sachinbegriffen oder Rechten, die im Inland belegen oder in ein inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind oder deren Verwertungen in einer inländischen Betriebsstätte oder anderen Einrichtungen erzielen, Einkünfte aus Gewerbebetrieb vor, auch wenn im Inland keine Betriebsstätte unterhalten wird (§ 49 Abs. 1 Nr. 2f EStG). In diesen Fällen besteht Buchführungspflicht nach den allgemeinen Vorschriften. Das heißt, bei Überschreiten der Umsatz- oder Gewinngrenzen sind Bücher zu führen und Bilanzen aufzustellen. Besteht keine Buchführungspflicht und werden tatsächlich auch keine Bücher geführt, dann kann der Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelt werden. Die Abschreibungen werden entsprechend den Vorschriften für Betriebsvermögen vorgenommen. Für Altfälle gelten Übergangsregelungen. 
	BMF-Schreiben v. 16.05.2011, BStBl I, 530; weitere Anwendbarkeit bestätigt durch BMF-Schr. vom 18.03.2021

	Rechtsprechung
	In Bezug auf das BFH-Urteil vom 09.10.1991 – II R 20/89 gilt, dass Guthaben aus Instandhaltungsrücklagen nach dem Wohnungseigentumsgesetz eine mit einer Geldforderung vergleichbare Vermögensposition darstellen und nicht in die Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer einzubeziehen sind. Nach der Verfügung der OFD Frankfurt/Main vom 29.03.2012 gilt dies auch für die Erbschaft-/Schenkungsteuer. Das heißt, auch hier ist die Rücklage gesondert zu erfassen. Im Fall der Schenkungsteuer führt das jedoch zu einer Höherbewertung, da der Grundstückswert zzgl. der Geldforderung anzusetzen ist.
	OFD Frankfurt/Main, Urt. v. 29.03.2012 – S 3800 A – 36 – St 119

	Rechtsprechung
	Nachträgliche Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung – Gewinnermittlung im Rahmen des § 23 EStG erfolgt zeitpunktbezogen

Schuldzinsen, die auf Verbindlichkeiten entfallen, welche der Finanzierung von Anschaffungskosten eines zur Erzielung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung genutzten Wohngrundstücks dienten, können auch nach einer gem. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG steuerbaren Veräußerung der Immobilie weiter als (nachträgliche) Werbungskosten abgezogen werden, wenn und soweit die Verbindlichkeiten durch den Veräußerungserlös nicht getilgt werden können. 
	BFH, Urt. v. 20.06.2012 – IX R 67/10 

	Rechtsprechung
	Keine Haftung für Hausgeldrückstände des Voreigentümers

Das Vorrecht der Wohnungseigentümergemeinschaft für Hausgeldrückstände in der Zwangsversteigerung (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG) führt nicht dazu, dass ein Erwerber von Wohnungseigentum für die Hausgeldschulden des Voreigentümers haftet.
	BGH, Urt. v. 13.09.2012 – V ZR 209/12

	Verwaltungsanweisung
	Zweifelsfragen zur Anwendung des § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG (anschaffungsnahe Herstellungskosten)
	SenFin Berlin v. 20.11.2012 – III B – S 2211 – 2/2005-2

	Verwaltungsanweisung
	Schuldzinsen für fremdfinanzierte Anschaffungskosten einer Immobilie nach Veräußerung dieser Immobilie als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
	BMF-Schreiben v. 28.03.2013 – IV C 1 – S 2211/11/10001, Anwendung 

BFH, Urt. v. 20.06.2012 – IX R 67/10

	Rechtsprechung
	Vertretungsbefugnis von Steuerberatern vor den Verwaltungsgerichten 

Ein Verwaltungsstreitverfahren über Müllgebühren ist keine Abgabenangelegenheit i.S.v. § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 VwGO.
	VGH Hessen, Beschl. v. 21.05.2013 – 5 A 875/13. Z, rkr.

	Rechtsprechung
	Einbeziehung von Bauerrichtungskosten in die grunderwerbsteuerliche Bemessungsgrundlage – keine Bedenken gegen die Rechtsprechung zum einheitlichen Erwerbsgegenstand im Grunderwerbsteuerrecht
	BFH, Urt. v. 04.12.2014 – II R 22/13

	Rechtsprechung
	Per E-Mail oder Telefon geschlossener Grundstücksmaklervertrag als widerrufliches Fernabsatzgeschäft
a) Übermittelt der Immobilienmakler einem Kaufinteressenten ein Exposé, das ein eindeutiges Provisionsverlangen enthält, liegt darin ein Angebot auf Abschluss eines Maklervertrags. Dieses Angebot nimmt der Kaufinteressent bereits an, wenn er den Makler um die Vereinbarung eines Besichtigungstermins bittet. Der Vertragsschluss erfolgt in einem derartigen Fall nicht erst, wenn der Kaufinteressent den Besichtigungstermin mit dem Makler wahrnimmt.

b) Ist die Übersendung des Exposés per E-Mail erfolgt und hat der Kaufinteressent den Besichtigungstermin fernmündlich vereinbart, ist der Maklervertrag unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln zustande gekommen. Für auf diese Weise zustande gekommene Maklerverträge bestand nach § 312d Abs. 1 Satz 1 BGB aF ein Widerrufsrecht nach den Regelungen des Fernabsatzrechts, wenn der Vertrag im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- und Dienstleistungssystems abgeschlossen wurde.

c) Ein Immobilienmakler nutzt ein für den Fernabsatz organisiertes Vertriebs- und Dienstleistungssystem, wenn er auf einem Onlinemarktplatz (hier: “ImmobilienScout24”) von ihm vertriebene Immobilien bewirbt, den Kontakt zu seinen Kunden auf elektronischem oder telefonischem Weg herstellt und der Vertrag in dieser Weise zustande kommt. Es kommt nicht darauf an, dass die Durchführung eines solchen Maklervertrags nicht auf elektronischem Wege erfolgt.

d) Das Widerrufsrecht bei vor dem 13. Juni 2014 im Wege des Fernabsatzes geschlossenen Maklerverträgen erlischt mit Ablauf des 27. Juni 2015, wenn der Makler den Verbraucher über das Widerrufsrecht nicht belehrt hat.

e) Hat der Makler den Verbraucher nicht darauf hingewiesen, dass er nach einem erklärten Widerruf Wertersatz für bereits erbrachte Dienstleistungen zu leisten habe, steht ihm hierfür 
kein Wertersatzanspruch gemäß § 312e Abs. 2 BGB aF zu.
	BGH, Urt. v. 07.07.2016 – I ZR 30/15, ZR 68/15

	Rechtsprechung
	Hinzurechnung der auf den Mieter umgelegten Grundsteuer

Grundsteuer, die vertraglich auf den Mieter oder Pächter eines Gewerbegrundstücks umgelegt wird, ist nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG gewerbesteuerrechtlich hinzuzurechnen.
	BFH, Urt. v. 02.02.2022 – III – R 65/19

	Rechtsprechung
	Auch mittelbare Auswirkungen Corona-bedingter staatlicher Kontaktbeschränkungen - hier auf einen Reinigungsbetrieb - können Anspruch auf Anpassung der Miete auslösen
	OLG Frankfurt/Main, Beschl. v. vom 18.02.2022, Az. 2 U 138/21, 
PM 23/2022 des OLG Frankfurt/Main v. 17.03.2022

	II. Einkünfteerzielungsabsicht bei langjährigem Leerstand, Totalüberschussprognose

	Rechtsprechung
	Einkünfteerzielungsabsicht bei langjährigem Leerstand von Wohnungen
Aufwendungen für eine nach Herstellung, Anschaffung oder Selbstnutzung leerstehende Wohnung können als vorab entstandene Werbungskosten abziehbar sein, wenn der Steuerpflichtige die Einkünfteerzielungsabsicht hinsichtlich dieses Objekts erkennbar aufgenommen und sie später nicht aufgegeben hat.

Im Einzelfall kann ein besonders lang andauernder Leerstand – auch nach vorheriger, auf Dauer angelegter Vermietung – dazu führen, dass eine vom Steuerpflichtigen aufgenommene Einkünfteerzielungsabsicht ohne sein Zutun oder Verschulden wegfällt.

Für die Ernsthaftigkeit und Nachhaltigkeit von Vermietungsbemühungen als Voraussetzung einer (fort-)bestehenden Einkünfteerzielungsabsicht, deren Feststellung und Würdigung im Wesentlichen dem FG als Tatsacheninstanz obliegt, trägt der Steuerpflichtige die Feststellungslast.
	BFH, Urt. v. 11.12.2012 – IX R 14/12; BFH, Urt. v. 11.12.2012 – IX R 9/12

	Rechtsprechung
	Einkünfteerzielungsabsicht bei langjährigem Leerstand von Wohnungen
Aufwendungen für eine nach Herstellung leerstehende Wohnung können als vorab entstandene Werbungskosten abziehbar sein, wenn der Steuerpflichtige die Einkünfteerzielungsabsicht hinsichtlich dieses Objekts erkennbar aufgenommen und sie später nicht aufgegeben hat.

Grundsätzlich steht es dem Steuerpflichtigen frei, die im Einzelfall geeignete Art und Weise der Platzierung des von ihm angebotenen Mietobjekts am Wohnungsmarkt und ihrer Bewerbung selbst zu bestimmen. Die Frage, welche Vermarktungsschritte als erfolgversprechend anzusehen sind, bestimmt sich nach den Umständen des Einzelfalls; dem Steuerpflichtigen steht insoweit ein inhaltlich angemessener, zeitlich begrenzter Beurteilungsspielraum zu.  

Auch die Reaktion auf „Mietgesuche“ – d.h. die Kontaktaufnahme seitens des Steuerpflichtigen mit etwaigen Mietinteressenten – kann als ernsthafte Vermietungsbemühung anzusehen sein; in diesem Fall sind jedoch an die Nachhaltigkeit solcher Bemühungen erhöhte Anforderungen zu stellen.
	BFH, Urt. v. 11.12.2012 – IX R 68/10

	Verwaltungsanweisung
	Nachweis der Einkünfteerzielungsabsicht bei der Vermietung von Gewerbeimmobilien
	SenFin Berlin v. 19.12.2012 – III B – 2235 – 1/2012 – 1

	Rechtsprechung
	Vorübergehender Leerstand von zur Untervermietung bereitgehaltenen Räumen in der Wohnung des Steuerpflichtigen

Leerstandszeiten im Rahmen der Untervermietung einzelner Räume innerhalb der eigenen Wohnung des Steuerpflichtigen sind nicht der Eigennutzung, sondern der Vermietungstätigkeit zuzurechnen, wenn ein solcher Raum – als Objekt der Vermietungstätigkeit – nach vorheriger, auf Dauer angelegter Vermietung leer steht und feststeht, dass das vorübergehend leerstehende Objekt weiterhin für eine Neuvermietung bereitgehalten wird. 
	BFH, Urt. v. 22.01.2013 – IX R 19/11

	Rechtsprechung
	Einkünfteerzielungsabsicht bei der Vermietung von Gewerbeobjekten – gewerbliche Zwischenvermietung – Antrag auf Zuziehung eines Bevollmächtigten für das Vorverfahren

Bei Gewerbeimmobilien ist stets im Einzelfall festzustellen, ob der Steuerpflichtige beabsichtigt, auf die voraussichtliche Dauer der Nutzung einen Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten zu erzielen. 

Aufwendungen für ein nach Anmietung leerstehendes Gewerbeobjekt können als vorab entstandene Werbungskosten abziehbar sein, wenn der Steuerpflichtige – als gewerblicher Zwischenmieter – die Einkünfteerzielungsabsicht hinsichtlich dieses Objekts erkennbar aufgenommen und sie später nicht aufgegeben hat. 

Ist dem Steuerpflichtigen von Anfang an bekannt oder zeigt sich später aufgrund bislang vergeblicher Vermietungsbemühungen, dass für ein seit Jahren leerstehendes Objekt, so wie es baulich gestaltet ist, kein Markt besteht und es deshalb nicht vermietbar ist, muss der Steuerpflichtige – will er die Aufnahme oder Fortdauer seiner Vermietungsabsicht belegen – zielgerichtet darauf hinwirken, u.U. auch durch bauliche Umgestaltungen einen vermietbaren Zustand des Objekts zu erreichen. 
	BFH, Urt. v. 19.02.2013 – IX R 7/10

	Rechtsprechung
	Die Einkünfteerzielungsabsicht bei langjähriger Generalsanierung leerstehender Wohnungen – Neubau von Wohnungen – muss vom Vermieter/Eigentümer nachgewiesen werden.
	BFH, Urt. v. 13.01.2015 – IX R 46/13

	III. Umsatzsteuer bei Vermietung und Verpachtung

	Rechtsprechung
	Die Vermietung von Standflächen durch eine Gemeinde für Wochenmärkte und Kirmessen ist steuerfrei.
	FG Münster, Urt. v. 07.08.2012 – 15 K 4623/09 U, bestätigt durch BFH v. 13.02.2014 – V R 5/13 

	Rechtsprechung
	Die entgeltliche Beherbergung von Erntehelfern für wenige Wochen durch einen Landwirt ist umsatzsteuerpflichtig. Von einer (umsatzsteuerfreien) langfristigen Vermietung möblierter Unterkünfte wäre erst ab einer Laufzeit von mindestens sechs Monaten auszugehen. 
	FG Baden-Württemberg v. 09.01.2013 – 12 K 2489/09, rkr.; Revision als unbegründet zurückgewiesen, BFH, Urt. v. 08.08.2013 – V R 7/13 

	Verwaltungsanweisung
	Umsatzsteuerrechtliche Behandlung der Unterbringung von Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern bei Unterbringung/Beherbergung in angemieteten Räumen und Sonderfall Rahmenverträge/Belegungsvereinbarungen bei vorübergehender Unterbringung in Einrichtungen juristischer Personen des öffentlichen Rechts, steuerbegünstigten Körperschaften und Vermietungsgenossenschaften
	BayLfSt – S 7168.1.1-7/9 St33 v. 11.02.2015;

BMF-Schreiben v. 20.11.2014, BStBl I, 1613

	Rechtsprechung
	Stromlieferung: Anhängiges Verfahren zur Frage Vorsteuerabzug, Steuerfreiheit, Vermietung, Stromlieferung an Mieter, Nebenleistung (Vorinstanz: FG Niedersachsen v. 25.02.2021 – 11 K 201/19)
Rechtsfrage: Umsatzsteuerliche Behandlung von Stromlieferungen bei umsatzsteuerfreier Vermietung

Handelt es sich bei Stromlieferungen über eine Photovoltaikanlage des Vermieters an den Mieter um eine unselbständige Nebenleistung der steuerfreien Vermietung? – Zulassung durch FG – Rechtsmittelführer: Verwaltung
Das FG Niedersachsen hatte mit Urteil 11 K 201/19 v. 25.02.2021, die Steuerpflicht bejaht bei freier Versorgerauswahl durch die Mieter)
	BFH, XI R 8/21, anhängiges Verfahren v. 20.05.2021, Lexinform Dok.-Nr. 0953428

	Rechtsprechung
	Bei der Übertragung von hälftigem Miteigentum ist der jeweilige Miteigentümer Leistungsempfänger, sodass für den Fall eines Verzichts gemäß § 9 Abs. 1 und Abs. 3 UStG auf die nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG bestehende Steuerfreiheit keine Steuerschuld einer GbR nach § 13b Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 5 Satz 1 UStG besteht.
	BFH, Urt. v. 25.11.2021 – V R 44/20

	Rechtsprechung
	Unentgeltlichkeit der Wärmeabgabe aus Biogasanlage des Vermieters

Liefert ein Unternehmer mit einer von ihm hergestellten Biogasanlage vorsteuerabzugsberechtigt Strom gegen Entgelt, während er die mit der Anlage erzeugte Wärme unentgeltlich auf andere Personen überträgt, handelt es sich bei der Wärmelieferung um eine Zuwendung i.S. von § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 UStG. 
	BFH, Urt. v. 25.11.2021 – V R 45/20

	Rechtsprechung
	Leistungen im Zusammenhang mit betreutem Wohnen sind umsatzsteuerfrei
	FG Münster, Urt. v. 25.01.2022, 15 K 3554/18 U
PM FG Münster, Nr. 6/2022 v. 01.03.2022

	IV. Neue Arbeitsformen, Homeoffice und Co-Working

	Rechtsprechung
	Häusliches Arbeitszimmer muss für die Tätigkeit nicht erforderlich sein (häusliches Arbeitszimmer einer Flugbegleiterin):
Der Begriff des häuslichen Arbeitszimmers setzt voraus, dass der jeweilige Raum ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche/berufliche Zwecke genutzt wird. Unerheblich ist, ob ein häusliches Arbeitszimmer für die Tätigkeit erforderlich ist. Für die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen genügt die Veranlassung durch die Einkünfteerzielung.
	BFH, Urt. v. 02.04. 2019 - VI R 46/17 veröffentlicht mit PM vom 24.03.2022

	Verwaltungsanweisung
	Vermietung eines Arbeitszimmers oder einer als Homeoffice genutzten Wohnung an den Arbeitgeber; Anwendung der BFH-Urteile vom 16. September 2004 (BStBl II 2006, 10) und vom 17. April 2018 (BStBl II 2019)
	BMF-Schreiben v. 18.04.2019, IV C 1 - S 2211/16/10003 :005 

	Rechtsprechung
	Vorsteuerabzug für die Badrenovierung eines an den Arbeitgeber vermieteten Home-Office
1.Bei Aufwendungen zur Renovierung eines an den Arbeitgeber vermieteten Home-Office besteht der für den Vorsteuerabzug erforderliche direkte und unmittelbare Zusammenhang mit den Vermietungsumsätzen, soweit das Home-Office beruflich genutzt wird.  

2. Im Falle einer Bürotätigkeit kann sich die berufliche Nutzung des Home-Office auch auf einen Sanitärraum erstrecken, nicht jedoch auf ein mit Dusche und Badewanne ausgestattetes Badezimmer.
	BFH, Urt. v. 06.05.2020 - V R 1/18

	V. Grunderwerbsteuer

	Rechtsprechung
	Keine Befreiung von der Grunderwerbsteuer gemäß § 3 Nr. 3 GrEStG bei Einbringung von Grundstücken aus einer Erbengemeinschaft in eine andere Gesamthandsgemeinschaft
	FG Köln, Urt. v. 06.10.2021, 5-K-756/20

Rev. eingelegt BFH II R 42/21)

	Rechtsprechung
	Steuerfreier Grundstückserwerb bei Erbauseinandersetzung

1. Der Erwerb eines zum Nachlass gehörenden Grundstücks durch einen Miterben zur Nachlassteilung ist grunderwerbsteuerfrei. Dies gilt auch dann, wenn Geschwister als Miterben in einer notariellen Vereinbarung das bestehende Gesamthandeigentum in Bruchteilseigentum umwandeln und gleichzeitig die Übertragung des zum Nachlass gehörenden Grundstücks gegen Ausgleichszahlung regeln.

2. Die Begründung von Bruchteilseigentum an einem Grundstück im Rahmen einer Erbauseinandersetzung zwischen Miterben stellt von vornherein eine Zwischenlösung dar, wenn wirtschaftlich letztlich gewollt ist, dass der hälftige Miteigentumsanteil an dem Grundstück auf den eine Ausgleichszahlung leistenden Miterben übergeht und dieser Alleineigentum erwerben soll.
	FG Münster, Urt. v. 29.10.2021, 8-K-809/18-GrE, Lexinform Dok.-Nr. 5023428

	Rechtsprechung
	Einheitlicher Erwerbsgegenstand im Grundsteuerrecht:

NV: Ein objektiv sachlicher Zusammenhang zwischen einem Grundstückskaufvertrag und einem Bauvertrag, der zur Einbeziehung der Baukosten in die grunderwerbsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage führen kann, setzt nicht zwingend voraus, dass zum Zeitpunkt des Abschlusses des Grundstückskaufvertrags ein rechtswirksames Angebot zum Abschluss eines Bauvertrags vorlag (Bestätigung des BFH-Urteils vom 01.10.2014 - II R 32/13, BFH/NV 2015, 230).
(D.h. der BFH bekräftigt seine weite Auslegung zum „objektiven sachlichen Zusammenhang“. D.h. bei selbst zur Bebauung erworbenen Grundbesitz kommt man aus der (teuren) „Nummer“ nach aktueller Rechtslage kaum raus.)
	BFH, Beschl. v. 07.02.2022 – II B 6/21

	VI. Veräußerungsgewinn

	Rechtsprechung
	Entstehen des Veräußerungsgewinns aus der Veräußerung eines Mitunternehmeranteils zinslos gestundete Kaufpreisforderung

1. Der Veräußerungsgewinn aus der Veräußerung eines Mitunternehmeranteils entsteht im Zeitpunkt der Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums auf den Erwerber unabhängig davon, ob der Kaufpreis sofort fällig, in Raten zahlbar oder langfristig gestundet ist und wann der Verkaufserlös dem Veräußerer tatsächlich zufließt.

2. § 6 EStG gilt nur für die Ermittlung des laufenden Gewinns.

3. Die in Geld bestehende Gegenleistung für die Veräußerung eines Mitunternehmeranteils ist grundsätzlich mit dem Nominalwert als Veräußerungspreis anzusetzen.

4. Die Aufteilung der zinslos gestundeten Kaufpreisforderung in einen Kapital- und einen Zinsanteil kommt nicht in Betracht, wenn die Vertragsparteien den Zeitpunkt der Kaufpreiszahlung weitgehend offengelassen haben.
(In dem Urteilsfall ging es um Grundstücksgeschäfte mit Nachbesserungsklauseln.)
	FG Bremen, Urt. v. 10.09.2020, K 2020/18 (5), Revision nicht zugelassen

	Rechtsprechung
	Steuerfreier Veräußerungsgewinn auch bei baurechtswidrigen dauerhaftem Wohnen im „Gartenhaus“
	BFH, Urt. v. 26.10.2021 – IX R 5/21, veröffentlich in PM 10/22 v. 17.03.2022

	VII. Kaufpreisaufteilung Grund und Boden/Gebäude

	Rechtsprechung
	Leitsatz

1. Das FG darf eine vertragliche Kaufpreisaufteilung auf Grund und Gebäude, die die realen Wertverhältnisse in grundsätzlicher Weise verfehlt und wirtschaftlich nicht haltbar erscheint, nicht durch die unter Verwendung der Arbeitshilfe des BMF ermittelte Aufteilung ersetzen.

2. Die Arbeitshilfe gewährleistet die von der Rechtsprechung geforderte Aufteilung nach den realen Verkehrswerten von Grund und Gebäude im Hinblick auf die Verengung der zur Verfügung stehenden Bewertungsverfahren auf das (vereinfachte) Sachwertverfahren und die Nichtberücksichtigung eines sog. Orts- oder Regionalisierungsfaktors bei der Ermittlung des Gebäudewerts nicht.

3. Im Fall einer streitigen Grundstücksbewertung ist das FG in der Regel gehalten, gemäß § 81 Abs. 1 FGO das Gutachten eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen für die Bewertung von Grundstücken einzuholen, wenn es nicht ausnahmsweise selbst über die nötige Sachkunde verfügt und diese in den Entscheidungsgründen darlegt.
	BFH, Urt. v. 21.07.2020 – IX R 26/19, BStBl 2021 II, S. 372
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